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CFK beklagt „Verfolgung“
Ex-Präsidentin musste erneut vor Gericht antreten
Schwere Zeiten für Cristina. (Foto: dpa)
Buenos Aires (AT/mc) - Für Cristina Fernández de Kirchner war es kein Neuland: Zum wiederholten Male in den vergangenen Monaten musste die einstige Staatschefin am Montag im Bundesgericht an der Straße Comodoro Py im Buenos Aires-Stadtteil Retiro vorstellig werden. Richter Claudio Bonadio hatte sie vorgeladen, damit sie in insgesamt acht Untersuchungen aussagt.
Wie in der Vergangenheit beschränkte sich Kirchner im Wesentlichen darauf, schriftliche Erklärungen abzugeben. Die linksperonistische Politikerin mit wolgadeutschen Wurzeln ließ es sich jedoch nicht nehmen, eine verbale Spitze gegen die Justiz abzufeuern: „Ich muss schon sagen: Dieser Film verdient aufgrund seines Erfindungsreichtums einen Oscar“, machte Kirchner am Morgen nach der Filmpreisverleihung in Los Angeles deutlich, dass sie die aktuellen Ermittlungen der Justiz nicht für seriös hält.
Bei der aktuellen Vorladung ging es vor allem um den Korruptionsskandal, der die Aufzeichnungen des Chauffeurs Oscar Centeno zur Grundlage hat. Dieser war als Fahrer des einstigen Staatssekretärs Roberto Baratta tätig, der wiederum als rechte Hand von Ex-Infrastrukturminister Julio de Vido galt. Centeno führte Buch über die Verteilung von mutmaßlichen Schmiergeldern. Dabei sollen die Fahrten regelmäßig zu den Kirchners geführt haben. Allerdings existieren von Centenos Aufzeichnungen nur Kopien.
Kirchner sollte aber auch in anderen Ermittlungsverfahren aussagen, bei denen es um Überpreise für Flüssiggas, Missbrauch von Dienstflugzeugen, mögliche Schmiergelder für Eisenbahnprojekte sowie Unregelmäßigkeiten bei der Vergabe von Verkehrsprojekten ging. Die Vorladung ist zu unterscheiden von dem Beginn der mündlichen Gerichtsverhandlung zur möglichen Bevorzugung des Bauunternehmers Lázaro Báez, die für den vorigen Dienstag terminiert war, aber aufgrund der Erkrankung eines Richters auf den 21. Mai verschoben wurde (wir berichteten).
Kirchner betonte am Montag erneut, dass sie sich als „Opfer einer Verfolgung“ sehe, und fügte hinzu: „Das haben sich sonst nur totalitäre Regime getraut zu Zeiten, als der Rechtsstaat außer Kraft gesetzt war.“
Die Ex-Präsidentin beklagte sich zudem über die Terminierung der Vorladung, die auf den Geburtstag ihres 2010 verstorbenen Mannes Néstor Kirchner fiel. Sie bedauerte, nicht wie gewohnt an diesem Tag an Néstors Mausoleum in Río Gallegos sein zu können: „Das kann ich nun nicht wegen Bonadio.“ Cristina erinnerte in diesem Zusammenhang auch daran, dass der Richter 2015 die Durchsuchung von Büroräumen ihres Sohnes Máximo anordnete, als dessen Kind Geburtstag hatte. Die gleiche Taktlosigkeit habe Bonadio im Vorjahr an den Tag gelegt, als er Kirchners Anwesen am Geburtstag ihrer Tochter Florencia durchsuchen ließ.
Kirchner betonte ihre Ansicht, dass die gegen sie vorgetragenen Vorwürfe konstruiert seien. Was die Aufzeichnungen des Chauffeurs Centeno betrifft, plädiert sie auf „Nichtigkeit“, da es keine Originale mehr gebe: „Schlichte Fotokopien angeblicher Hefte, die nie gesehen wurden und die schließlich in einem Hinterhof auf einem Grill verbrannt worden sein sollen.“
Argentinien
Oberrabbiner bei Überfall verletzt
Oberhaupt der jüdischen Gemeinde in seinem Haus angegriffen
Gabriel Davidovich. (Foto: amia.org)
Buenos Aires/Tel Aviv (dpa/mc) - Der argentinische Oberrabbiner Gabriel Davidovich ist bei einem nächtlichen Überfall in seiner Wohnung in Buenos Aires verletzt worden. Wie der jüdische Wohlfahrtsverband Amia am Montag mitteilte, wurde er von mehreren Eindringlingen vor den Augen seiner Frau geschlagen. „Wir wissen, dass du der Amia-Rabbiner bist“, sollen sie gerufen haben. Die Unbekannten hätten Geld und andere Gegenstände gestohlen.
Der Verband zeigte sich zutiefst bestürzt über den Vorfall und bezeichnete ihn als „alarmierend“. Die jüdische Vereinigung Argentiniens (Daia) verurteilte den Angriff als „brutale antisemitische Aggression“. Beide Organisationen forderten die Polizei auf, den Fall lückenlos aufzuklären.
Wie die Zeitung „La Nación“ berichtete, erlitt Davidovich mehrere Rippenbrüche und eine Lungenverletzung. Er werde in einem Krankenhaus behandelt. In Argentinien leben schätzungsweise rund 200.000 Juden.
Der Jüdische Weltkongress reagierte schockiert auf den Angriff. Geschäftsführer Robert Singer sagte, die Täter hätten den Rabbi gezielt als Juden attackiert. Allerdings betonte er in einer Mitteilung auch: „Es ist noch nicht klar, ob es eine gezielte Straftat hasserfüllten Antisemitismus war oder ein barbarischer krimineller Akt.“
Israels Ministerpräsident Benjamin Netanjahu wünschte Rabbi Davidovich und seiner Frau eine schnelle Genesung. „Wir dürfen nicht zulassen, dass der Antisemitismus sein Haupt erhebt“, sagte er laut einer Mitteilung seines Büros. „Ich verurteile die letzten antisemitischen Vorfälle scharf und rufe die internationale Gemeinschaft dazu auf, dagegen vorzugehen.“
Mauricio Macri verurteilte den Angriff auf den Geistlichen scharf. Der argentinische Staatspräsident versprach die volle Unterstützung seiner Regierung, damit die Verantwortlichen gefunden und zur Rechenschaft gezogen werden. Zudem sprach er dem Rabbiner sein Mitgefühl aus: „Wir werden ihn bei seiner Genesung begleiten“, so der Präsident.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
D‘Elía muss in Gefängnis
Der politische Aktivist Luis D‘Elía muss nun doch seine Haftstrafe antreten. Die zuständige sechste Spruchkammer des Bundesgerichts Comodoro Py in Buenos Aires wies einen Antrag auf Hausarrest, den D‘Elía mit Verweis auf gesundheitliche Probleme gestellt hatte, am Montag zurück. Der Gewerkschafter, der dem Kirchner-Lager angehört, stellte sich noch am Abend den Justizbehörden und wurde in die Haftanstalt Ezeiza gebracht. Verurteilt wurde D‘Elía wegen der Besetzung einer Polizeistation im Buenos Aires-Stadtteil La Boca im Jahr 2004. Es ging damals um den Tod des Aktivisten Martín Cisneros, für den D‘Elías und andere Mitstreiter die Polizei verantwortlich machten. Die Richter sahen den Tatbestand der Anstiftung zur Gewalt als gegeben an. Das Urteil wurde bereits 2017 gesprochen. D‘Elía muss nun für drei Jahre und neun Monate ins Gefängnis. Er selbst sprach von einer „Todesstrafe“, da er eine Haft gesundheitlich nicht überstehen werde. Der Aktivist wies in diesem Zusammenhang darauf hin, dass er bereits einen Bypass habe und zudem ständig Insulin benötige. D‘Elía wähnt den Staatspräsidenten hinter dem Urteilsspruch der Justiz: „Macri will mich tot sehen“, so D‘Elía.
Mysteriöser Tod
Der mysteriöse Tod des einstigen Playboy-Models Natacha Jaitt beschäftigt derzeit die argentinische Öffentlichkeit. Die 41-Jährige wurde in der Nacht zum vorigen Sonnabend leblos im Nachtclub „Xanadú“ in Villa Ñata (Tigre) aufgefunden. Sie lag nackt und mit offenem Mund auf dem Bett des Clubbesitzers. In ihren Nasenhöhlen entdeckten die Spurensicherer Reste von Kokain. Spuren von Gewalteinwirkung konnten sie indes nicht feststellen. Die Autopsie ergab multiples Organversagen als Todesursache. Die Polizei ermittelt in alle Richtungen. Jaitts Bruder Ulises vermutet jedoch ein Verbrechen: „Das ist alles sehr merkwürdig. Für mich deutet alles darauf hin, dass sie umgebracht wurde.“ Erst vor einigen Monaten hatte Jaitt öffentlich gedroht, einen Pädophilen-Ring zu denunzieren. Die Polizei nahm aufgrund der „zweifelhaften Todesumstände“ den Filmproduzenten Raúl de Jesús Velaztiqui Duarte fest, der mit Jaitt in den Nachtclub gefahren war. Wie die Zeitung „Clarín“ berichtete, verstrickte er sich bei der Vernehmung in Widersprüche. Jaitt wurde mittlerweile auf dem jüdischen Friedhof von La Tablada beigesetzt.
Busse ins „Nordelta“
Die geschlossene Wohnanlage „Nordelta“ im Bezirk Tigre soll ab Anfang April von Linienbussen frequentiert werden. Dies geht auf einen Beschluss der Stadtverordnetenversammlung Tigre aus dem vergangenen Dezember zurück. Bislang verkehrte in dem Komplex, in dem sich mehrere Luxussiedlungen befinden, lediglich der private Busservice der Firma „MaryGo“. Doch im vorigen November kam es zum Eklat. Hausangestellte beschwerten sich, von den Bussen nicht mitgenommen worden zu sein (wir berichteten). Der Linienbus-Anschluss wird von den Anwohnern mit gemischten Gefühlen betrachtet. Manche verweisen auf Sicherheitsrisiken. Die Linienbusse sollen von montags bis freitags zwischen 6.30 und 8.30 Uhr bzw. 16 und 18 Uhr auf der Ringstraße des „Nordeltas“ verkehren und diese mit Benavídez und Pacheco verbinden.
Weniger Schüler, mehr Lehrer
An den öffentlichen Schulen des Landes gibt es einen schleichenden Schülerrückgang zu verzeichnen. Dem gegenüber steht eine Zunahme der angestellten Lehrer. Dies geht aus einer Studie des Zentrums für Erziehungswissenschaften der Universität von Belgrano hervor. Gingen 2003 noch 3.747.747 Schüler an öffentliche Schulen, waren es 2017 nur noch 3.511.648. Dies entspricht einem Rückgang um 6 Prozent. Bei den Lehrern ist die Tendenz andersherum: Gab es 2003 noch 240.163, waren 14 Jahre später schon 286.787 zu verzeichnen. Ein Zuwachs von 19 Prozent.
Kampf gegen Drogenhandel
Das Aktionsprogramm „Argentinien ohne Drogenhandel“ scheint Früchte zu tragen: Seit seiner Einführung Ende 2015 konnte die Zahl der festgenommen Drogenschmuggler signifikant vergrößert werden. Waren es vor gut drei Jahren noch durchschnittlich 35 mit illegalen Rauschmitteln handelnde Personen, die den Fahndern pro Tag ins Netz gingen, konnten im Vorjahr im Durchschnitt 87 täglich dingfest gemacht werden. Für 2018 weisen die offiziellen Statistiken 31.820 festgenommene Schmuggler aus. Seit Beginn des Programms sind es insgesamt 64.093. Die Zahl der diesbezüglichen Polizeieinsätze liegt seit Dezember 2015 bei 59.479. Seitdem stellten die Fahnder zudem 448 Tonnen Marihuana, 26 Tonnen Kokain sowie 467.000 Pillen synthetischer Drogen sicher. „Wir haben einen historischen Rekord erzielt, was das Konfiszieren von Drogen und die Festnahme großer Drogendealer betrifft“, freute sich Sicherheitsministerin Patricia Bullrich bei der Vorstellung der Bilanz. Man verfolge heute nicht mehr diejenigen, die einen Joint in der Tasche haben, sondern man habe alle Kettenglieder der organisierten Kriminalität im Visier, machte die Ministerin deutlich. (AT/mc)
Meinung
Der Zugriff zum Korruptionsvermögen
Von Juan E. Alemann
Néstor und Cristina Kirchner sowie viele ihrer Mitarbeiter, Strohmänner und Geschäftspartner, haben hohe Beträge an staatlichen Geldern entwendet und sich dabei in obszöner Weise bereichert. Es ist die Rede von einem Betrag von insgesamt um die 30 Milliarden Dollar, von denen ein Teil in Immobilien und Sachgütern angelegt ist, so dass er sichtbar ist, während ein anderer Teil, wahrscheinlich der Größere, noch gefunden werden muss, weil irgendwo im Ausland deponiert oder in Form von Dollar- und Euronoten irgendwo versteckt ist. Hier steht noch viel Arbeit bevor. Viel wichtiger als die Haftstrafen, die die Richter bei korrupten Kirchner-Beamten verfügen, ist die Übertragung dieses Vermögen auf den Staat, so dass es für allerlei soziale Zwecke eingesetzt werden kann. Das wird von der Bevölkerung allgemein befürwortet, unabhängig von der politischen Zugehörigkeit.
In einigen Fällen wurde Korruptionsvermögen schon beschlagnahmt. Die Luxusjacht des ehemaligen Transportsekretärs Ricardo Jaime wird von der Marinepräfektur im Tigre-Delta verwendet und Automobile von Lázaro Báez werden bei der Polizei eingesetzt. Allein, die Jacht ist für die Tätigkeit der Präfektur ungeeignet, und die Polizisten sollten nicht in Luxusautos fahren. Diese Güter sollten verkauft werden, um mit dem Geld das zu kaufen, was man wirklich braucht. Doch das ist nicht möglich, weil der Staat nicht Besitzer der Güter ist, sondern nur ein Verfügungsrecht hat. Nicht einmal die 9 Millionen Dollar in bar von José López können verwendet werden.
Es muss ein schnelles Übertragungsverfahren geben. Das hat Präsident Macri per Notstandsdekret geschaffen, nachdem sein Gesetzesprojekt im Senat nicht durchgekommen war. Das Projekt, das in der Deputiertenkammer verabschiedet wurde, sah ein Strafverfahren für die erste Etappe und dann ein beschleunigtes Zivilverfahren für die zweite vor. Doch im Senat wurde das Projekt dahingehend geändert, dass das ganze Verfahren innerhalb des Strafgerichtes abgewickelt wird, was in der Praxis bedeutet, dass die Verfügung über die gestohlenen Güter über zehn Jahre dauern kann. Außerdem gibt es innerhalb des Strafgesetzes keine rückwirkenden Urteile, so dass das Gesetz nicht auf die Kirchners und ihre Bande angewendet werden könnte. Doch gerade darum geht es.
Das Dekret von Macri, das eine verbesserte Fassung des ursprünglichen Gesetzesprojektes ist, kann nicht angewendet werden, nachdem sämtliche Peronisten, also die Kirchneristen und die anderen, jetzt im Parlament gemeinsam Stellung gegen das Macri-Dekret bezogen haben. Die Peronisten betonen jetzt die Einheit zwischen Kirchneristen und anderen, weil sie sich der Tatsache bewusst sind, dass sie dann die Wahlen gewinnen können. Sie wollen mit der Übertragung von Korruptionsvermögen auf den Staat, was an erster Stelle Cristina Kirchner persönlich betrifft, keinen Konflikt mit ihr schaffen, auch wenn viele Vertreter des “alternativen” oder “föderalen” Justizialismus mit dem Geist des Dekretes einverstanden sind.
Nachdem die Lösung mit einem Notstandsdekret gescheitert ist, müsste die Regierung jetzt versuchen, in der Deputiertenkammer auf ihrem ursprünglichen Projekt zu bestehen, eventuell mit Korrekturen, wofür sie eine qualifizierte Mehrheit benötigt, die sie jedoch nicht hat. Voraussichtlich wird die Entscheidung jetzt in die nächste Regierungsperiode fallen.
Vor den Wahlen würde ohnehin kein Richter eine Übertragung von Korruptionsgütern auf den Staat verfügen, weil er im Fall eines peronistischen Wahlsieges sehen will, wie die neue Regierung Stellung zum Thema bezieht. Denn es handelt sich sowohl um ein juristisches wie um ein politisches Thema.
Meinung
Im Blickfeld: Geht mit Gott, aber geht
Von Stefan Kuhn
Bei einer Sache hatte die britische Premierministerin Theresa May Recht. Je näher der 29. März, der Ausstiegstag der Briten aus der Europäischen Union rückt, desto nervöser werden die Politiker*innen. Deshalb hat sie das Schreckgespenst eines ungeregelten Brexit immer offen gehaltern. Jetzt ist sie selbst nervös geworden. Inzwischen ist sie bereit, den Austrittstermin zu verschieben. Das bedeutet, dass das britische Unterhaus am 12. März nochmals über den Austrittsvertrag abstimmt und ein, zwei Tage später darüber, ob man einen ungeregelten Brexit will. Wollen die Parlamentarier das nicht, dann muss wohl auch die Frist verlängert werden, denn in zwei Wochen werden die EU und das Vereinigte Königreich kaum eine einvernehmliche Scheidung im Schnellverfahren durchkriegen.
Überhaupt kommt gerade Bewegung in das ganze Brexit-Gerangel. Am Mittwoch hat das Unterhaus eine breite überfraktionelle Gruppe aus Brexit-Gegnern und -Befürwortern einen Teil des Austrittsabkommens für gut befunden. In ihm geht es um die Rechte von EU-Bürgern im Vereinigten Königreich und britischen Bürgern in der EU. Selbst wenn es zu einem ungeregelten Brexit kommt, soll über diesen Teil separat abgestimmt werden.
Noch weiter bewegt hat sich Labour-Chef Jeremey Corbyn. Der linkssozialistische Oppositionsführer unterstützt inzwischen ein zweites Referendum. Das, nachdem er seit dem ersten eine Art „Weiß-nicht-so-recht“-Kurs gefahren hatte. Gut, Corbyn ist in der eigenen Partei umstritten, und in den letzten Tagen haben einige Labour-Abgeordnete die Fraktion verlassen, aber der Sinn des Manövers ist klar. Corbyn will Neuwahlen und May ablösen. Mit der Forderung, in einem neuen Referendum, erneut über die Trennung von der EU zu entscheiden, könnte er durchaus punkten.
Ein zweites Referendum wäre auch fair, denn das Wahlvolk wurde nach Strich und Faden belogen und betrogen: unter anderem über die wirtschaftlichen Konsequenzen und vermeintlichen Vorteile des Austritts. Nach dem zweieinhalbjährigen grausamen Polittheater um den Brexit dürften doch einige klarer sehen. Die Wahrscheinlichkeit, dass eine Mehrheit doch lieber in der Europäischen Union bleiben will, ist recht hoch. Vor allem auch, weil in den letzten zweieinhalb Jahren viele junge Britinnen und Briten ins Wahlalter gekommen sind. Bei den jüngeren Generationen haben die EU-Befürworter eine deutliche Mehrheit.
Ein eventueller Verbleib hätte natürlich auch noch ganz andere Vorteile: Das Vereinigte Königreich könnte vereint bleiben, weil es für die EU-freundlichen Regionen Nordirland und Schottland keinen naheliegenden Separationsgrund mehr gibt. Und zu guter Letzt müsste sich die britische Politik nicht mehr darüber streiten, wie man austritt. Wenn man drin bleibt, erübrigt sich dieses Thema, und die Regierung könnte wieder regieren.
Ein zweites Referendum wäre allerdings die schlechteste aller Lösungen: sowohl für das Vereinigte Königreich als auch für die EU. Zunächst für die Demokratie. In letzter Zeit ist es Mode geworden, dass Mehrheitsentscheidungen, und das ist eigentlich der Grundpfeiler der Demokratie, von der Minderheit nicht mehr akzeptiert werden. Natürlich ist es legitim, dass sich die „Gelbwesten“ in Frankreich gegen die vom Parlament verabschiedeten Arbeitsgesetze wehren. Aber wenn man diese Entscheidung mit Gewalt rückgängig machen will, lebt man in der falschen Gesellschaft.
Das Brexit-Votum war da ein erfreuliches Gegenbeispiel. Obwohl das Ergebnis relativ knapp war, haben sich selbst Austrittsgegner unter den regierenden Konservativen, allen voran Theresa May, an die Arbeit gemacht, die Trennung von der EU zu vollziehen. Umgekehrt wäre das nicht der Fall: Auch wenn gewichtige Gründe für ein erneutes Votum vorliegen, würden die Brexit-Befürworter eine Niederlage nie akzeptieren. Sie würden sich um ihren Erfolg betrogen sehen. Die britische Politik würde über Jahre hinweg mit diesem Trauma zu kämpfen haben.
Die EU auch. Und das hat sie nicht verdient. Das Brexit-Gespenst geht schon seit Jahren in Europa um, es hat die britische EU-Politik dominiert. EU-Entscheidungen wurden blockiert, verschoben und verschleppt. Fast egal, was anstand, in Brüssel, Berlin, Paris, Rom, Madrid oder Amsterdam musste immer Rücksicht auf die sensible Gemütslage der Briten genommen werden. Jetzt, wo das Gespenst seine wohlverdiente ewige Ruhe finden soll, will man es wiederbeleben. Nein danke!
Die EU braucht jetzt Zeit, um sich zu neu zu ordnen. Ohne das Vereinigte Königreich könnte dies einfacher werden. England, Wales, Schottland und Nordirland brauchen ebenfalls Zeit, um sich über ihre Nation und ihre Rolle in der Welt Gedanken zu machen. In fünf bis zehn Jahren könnte man im Vereinigten Königreich vielleicht Bilanz ziehen, und überlegen, was der Austritt aus der EU gebracht hat. Vielleicht war es auch eine Erfolgsgeschichte und Schottland und Nordirland sind noch dabei.
In nächster Zeit sollten die Briten aber nicht über den Austritt aus der EU abstimmen, sondern darüber, wie sie sich trennen wollen: ungeregelt, hart oder weich. Wenn es dabei keine deutliche Mehrheit für eine der Optionen gibt, dann könnte man vielleicht auch über eine Stichwahl nachdenken. Es ist mehr als deutlich, dass die Volksvertreter das nicht auf die Reihe kriegen. Sie sollten einfach noch mal beim Volk nachfragen.
Meinung
Randglossen
Der Buchhalter der Familie Kirchner, Victor Manzanares, hat vor Gericht bestätigt, dass die Vermögenserklärung von Cristina Kirchner, die Bundesrichter Daniel Oyarbide für richtig erklärt hat, gefälscht war, wobei der Richter auch zugegeben hat, dass er unter Druck gesetzt wurde. Auch andere Zeugen haben sich in diesem Sinn geäußert. In der Tat kann der phänomenale Vermögenszuwachs, den die Erklärungen ausweisen, nicht gerechtfertigt werden. Wenn nun ein Richter das Urteil von Oyarbide für ungültig erklärt und dies von Obersten Gerichtshof bestätigt wird, dann muss das nicht gerechtfertigte Vermögen auf den Staat übertragen werden, auch ohne ein neues Gesetz. Wenn jemand mit einem gestohlenen Auto erwischt wird, wird dieses an den Besitzer zurückgegeben. Bei Vermögen, das ein Staatsbeamter nicht rechtfertigen kann, wird davon ausgegangen, das es dem Staat gehört.
Eigentlich wäre das eine Sommerlochmeldung, käme sie nicht aus Europa, wo sich der Winter noch nicht entscheiden kann, ob er Frühling werden will. Dort regt man sich derzeit darüber auf, dass Elisabeta Peskowa, die Tochter des russischen Präsidentensprechers Dmitri Peskow, ein Praktikum bei einem EU-Abgeordneten macht. Die 20-jährige Politikstudentin könnte ja Zugang zu geheimem Material haben. Das ist in der Tat möglich, aber warum sollte der russische Geheimdienst die Tochter des Präsidentensprechers zum Spionieren nach Straßburg schicken? Abgesehen davon, dass solch eine Aktion an Plumpheit nicht zu überbieten wäre, gibt es im EU-Parlament auch nicht viel zu holen. Parlamente sind Tratschbuden und das Europäische Parlament eine mit äußerst beschränkter Bedeutung.
Na ja, mag man denken. Die Russen sind schlau, sie spekulieren gerade auf diesen Aspekt. Weil jeder vernünftige Mensch die Sache für so plump und dumm hält, kann die junge Peskowa unbehelligt spionieren. Doch auch diesen Verdacht kann man entkräften. Der französische EU-Abgeordnete Aymeric Chauprade gehört der rechtsextremen Front National an, und die wird von Moskau unterstützt. Wenn die Russen also wirklich etwas wissen wollen, brauchen sie nur Herrn Chauprade anzurufen. Das Theater um Elisabeta überrascht wirklich, denn eigentlich müssten die Russen misstrauisch sein. Die Gefahr, dass das Mädel Kreml-Interna ausplaudert, ist größer als alles andere. Bei Peskows im Wohnzimmer erfährt man sicher geheimere Dinge als in einem Straßburger Abgeordnetenbüro.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 39,83, gegen $ 40,76 eine Woche zuvor. Der Grossistenkurs, von $ 38,83, liegt jetzt knapp über der unteren Interventionsgrenze ($ 38,56 und $ 49,90). In den vorangehenden Tagen war der Kurs auf über $ 41 gestiegen. Dennoch hat die ZB Liquidität in das Finanzsystem in Höhe von $ 27 Mrd. gepumpt, indem bei den Leliq-Schatzscheinen, bei denen $ 212,66 Mrd. verfielen, nur $ 185 Mrd. mit neuen Leliq gedeckt wurden. Obwohl der Devisenmarkt unter Angebotsdruck liegt, macht sich die ZB Sorgen über einen eventuellen Kurssprung im Rahmen der Wahlkampagne. Angeblich soll ZB-Präsident Sandleris beim IWF beantragt haben, dass ihm erlaubt werde, bis zu u$s 8 Mrd. des IWF-Kredites einzusetzen, sollte der Kurs die Höchstgrenze übersteigen und der tägliche Verkauf von u$s 150 Mio. der im Abkommen vorgesehen ist, nicht ausreichen. Die Devisenreserven lagen am Mittwoch bei u$s 66,98, gegen $ 67,03 Mrd. eine Woche zuvor. Der Rofex-Taerminkurs lag zum 30.1.20 bei $ 53,50, was einen Jahreszinssatz von 43,37% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires schloss am Mittwoch um 3,17% unter einer Woche zuvor, lag jedoch immer noch um 16,68% über Ende Dezember 2018.
***
Die argentinischen Staatstitel wiesen in einer Woche zum Mittwoch eine unterschiedliche Entwicklung auf. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2019: -0,15%; Argentina 2021: -0,42%; Argentina 2026: +0,83%; Argentina 2046: +3.26; Bonar 2024: -1,11%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 24 Karat zu $ 1.583,85 je Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 1.600,38). Gold mit 18 Karat wurde in der dritten Woche in Folge nicht gehandelt.
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 25.2.19 um 30,77%, wobei in diesem Jahr ein Rückgang von 4,11% eintrat. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, stieg in der gleichen Periode um 12,37%.
***
Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 25.2.19 um 34% auf $ 2,97 Bio., und die gesamten Pesokredite um 11,83% auf $ 1,62 Bio. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 10,86% auf u$s 33,26 Mrd., und die Dollarkredite um 0,36% auf u$s 16,08 Mrd.
***
Der EMAE-Index des INDEC (Estimador mensual de la actividad económica), der eine grobe Schätzung des Bruttoinlandsproduktes (BIP) darstellt, lag im Dezember 2018 um 7% unter dem gleichen Vorjahresmonat, aber um 0,7% über November 2018. Das deutet darauf hin, dass die Rezession im November ihren Tiefpunkt erreicht hat. Das ganze Jahr 2018 lag somit um 2,6% unter 2017. Es wird davon ausgegangen, dass die Berechnung des BIP schließlich eine ähnliche Abnahme ergibt. Im Dezember waren die interannuellen Abnahmen in drei Fällen besonders betont: Handel und Reparaturarbeiten mit -15,7%, Industrie mit -14,2% und Bauwirtschaft mit -12,7%. Der einzige Bereich mit einer interannuellen Zunahme war die Landwirtschaft, einschließlich Forstwirtschaft, mit +4,7%.
***
Das Jahr 2018 schloss mit 191.300 eingetragenen Arbeitnehmern weniger als Ende 2017, berichtet das Arbeitssekretariat auf Grund der Daten des Pensionssystems. Ende 2018 gab es 6,7 Mio. private Arbeitnehmer (130.800, gleich 2,1%, weniger als Ende 2017), Der staatliche Bereich umfasst 3.18 Mio. Menschen (31.935, gleich O,2%, weniger als ein Jahr zuvor). Der Beschäftigungsrückgang betraf somit vorwiegend den privaten Bereich. Die Gesamtzahl der eingetragenen Beschäftigten umfasst 12,19 Mio. Menschen. Der private Bereich umfasst insgesamt 8,64 Mio. Menschen, wobei zu den 6,17 Mio, die im Abhängigkeitsverhältnis arbeiten, noch 1,58 Mio. Einheitssteuerzahler, 0,49 Mio. Haushaltsangestellte und 0,39 Mio. Selbstständige hinzukommen. Schwarzarbeiter werden in dieser Statistik nicht aufgenommen.
***
Die Regierung hat am Mittwoch ein Kreditpaket von $ 100 Mrd. zu subventionierten Zinsen in Gang gesetzt. Davon sind $ 80 Mrd. für Kredite für kleine und mittlere Unternehmen (pymes) bestimmt, und $ 20 Mrd. für Vorfinanzierung von Exporten. Im ersten Fall werden staatliche Banken vordatierte Schecks auf bis zu 120 Tagen zu 25% diskontieren, und private Banken zu 29%. Bei den Exportkrediten beträgt die Laufzeit 365 Tage und der Zinssatz 5% in Dollar. Diese Kredite werden von insgesamt 27 Banken erteilt. Die Subvention soll u.a mit $ 400 Mio. des nationalen Fonds für die produktive Entwicklung finanziert werden. Außerdem soll unmittelbar bestimmt werden, dass die Aufsichtsbehörde des Versicherungswesens (Superintendencia de Seguros) den Anteil der Kredite erhöht, die die Versicherungsanstalten mit ihren Reserven kleinen und mittleren Unternehmen erteilen.
***
Das brasilianische Amt für pflanzliche Sanität hat den Import von Äpfeln und Birnen aus dem Tal des Rio Negro verboten, weil bei den Kontrollen eine Pest (“carpocapsa”, die als Apfelwurm bezeichnet wird) entdeckt wurde. Argentinien exportiert jährlich um die 120.000 Tonnen Kernobst nach Brasilien, davon 90.000 Tonnen Birnen und 30.000 Tonnen Äpfel., was um die u$s 150 Mio. darstellt.
***
Der Oberste Gerichtshof hat den Zinssatz beschränkt, der bei Zahlung bestimmter Beträge berechnet wird. Jetzt muss der aktive Zinssatz der Banco Nación für persönliche Kredite auf 49 bis 60 Monate genommen werden. Das Urteil bezieht sich auf eines der nationalen Berufungskammer für Arbeitsrecht, das einen höheren Satz festgesetzt hatte. Der Satz des Obersten Gerichtshofes liegt jedoch immer noch sehr hoch.
***
Bei den Finanzen des Bundesstaates ergab sich im Januar ein primärer Überschuss von $ 16,66 Mrd., 324% mehr als im gleichen Vorjahresmonat. Die Regierung hat sich gegenüber dem IWF für 2019 zu einem Nulldefizit verpflichtet, so dass mit dem hohen Überschuss das Ziel zunächst übertroffen wird. Doch die Zinslast, die im primären Defizit nicht eingeschlossen ist, führte dazu, dass das echte Defizit (genannt “finanziell”), das auch Zinsen einschließt $ 60,04 Mrd. erreichte. Die Zinslast lag um 157,2% über dem Vorjahr, was zum größten Teil eine Folge der Abwertung ist. Während die laufenden Einnahmen um 38,7% über Januar des Vorjahres lagen, stiegen die primären Ausgaben um 33,3%.
***
Die Handelsbilanz wies im Januar einen Überschuss von u$s 372 Mio. aus, teilt das INDEC mit. Die Exporte lagen mit u$s 4,58 Mrd. um 4,7% über dem Vorjahr, und die Importe mit u$s 4,21 Mrd. um 26,5% unter dem Vorjahr. Bei den Exporten stiegen die von primären Produkten (besonders wegen hoher Weizenexporte) um 12,6%, und die von verarbeiteten landwirtschaftlichen Produkten um 6,5%, während reine Industrieprodukte (vornehmlich Kfz) um 24,3% abnahmen und Brennstoffe und Energie um 27,4% zurückgingen. Bei den Importen betrug der Rückgang bei Kapitalgütern 36,6%, bei Rohstoffen und Gütern für die Weiterverarbeitung 7,9%, bei Brenn-und Schmierstoffen 31,8%, bei Zubehörteilen von Kapitalgütern 18,8%, bei Konsumgütern 34,8% und bei Kfz. 58%.
***
Im Januar wurden u$s 1,85 Mrd. für Auslandsreisen und Hortung aufgewendet, 37% weniger als im gleichen Vorjahresmonat, teilt die ZB mit.
***
In den letzten Wochen verzeichnet der Bau der großen Wasserkraftwerke Condor Cliff und La Barrancosa (die von Cristina K. in Néstor Kirchner und Jorge Cepernic umgetauft worden waren, was Macri dann rückgängig machte) am Fluss Santa Cruz, einen sichtbaren Fortschritt. 1500 Arbeiter sind tätig, die chinesischen Maschinen sind schon eingesetzt worden, und die Inbetriebnahme ist für 2023 und 2024 vorgesehen. Die chinesische Gezhouba hat ihren Anteil von 54% am Kapital mit dem Kauf von 16% auf 70% erhöht, die auf Electroingeniería (vom K-Unternehmer Gerardo Ferreyra) entfallen. 30% müssen in lokalen Händen verbleiben. Somit hält Electroingeniería nur noch 20%, wobei der Rest auf Hidrocuyo entfällt. Eine chinesische Bank trägt mit einem Kredit von u$s 4,71 Mrd. zur Finanzierung bei, die gemäß dem Fortschritt des Baus ausgezahlt werden.
***
Eine chinesische Firma, Tibet Summit Ressources, hat eine Investition von u$s 180 Mio angekündigt, die für die Ausbeutung des Lithiumlagers Salar de Diablillos, in der Provinz Salta, bestimmt ist. Der Bau der Anlagen für diesen Zweck hat schon begonnen. Bisher sind nur zwei Lithiumprojekte in Gang: Salar del Hombre Muerto, in Catamarca, und Olaroz, in Jujuy.
***
Von den 303 Investitionsprojekten für insgesamt u$s 30,4 Mrd., die 2018 angekündigt wurden, entfallen 65% auf Erdöl, Gas, Transport, Infrastruktur und Bergbau, berichtet die Argentinische Investitions- und Handelsagentur (Aaici). Die Energieinvestitionen umfassen etwa die Hälfte des gesamten Betrages.
***
Im Januar 2019 wurden in der Provinz Buenos Aires 3.160 Immobilien notariell übertragen, 54,7% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Verband der Notare de Provinz. In Werten waren es 2019 $ 8,04 Mrd., 35,32% unter dem Vorjahr. Die Preise der Immobilien lagen in Dollar unter dem Vorjahr, waren in Pesos indessen viel höher.
***
Die Regierung hat mit einer Gruppe japanischer Inhaber von argentinischen Bonds, die sich noch im Defaultzustand befanden, die in Yen nominiert waren und “Samurai-Bonds” benannt wurden, eine Zahlung von 150% des Kapitals vereinbart. Es sind insgesamt u$s 26 Mio., die im Juni gezahlt werden. Diese Bonds waren 1996 und 2000 ausgegeben worden, und gerieten 2001 in Default.
***
Die Regierung hat die Möglichkeit, sich der Aufwertung von Aktiven für steuerliche Zwecke, die am 28.2.19 verfiel, durch Dekret 143/19 um einen Monat verlängert. Das Gesetz sieht eine Steuer von 5% bis 15% auf den aufgewerteten Betrag vor, wobei dann die Abschreibungen, die als Ausgaben und nicht als Gewinn betrachtet werden, auch entsprechend zunehmen. Ob die Rechnung einen positiven Saldo abwirft, hängt von jedem Unternehmen ab.
***
Die Supermärkte wiesen im Dezember 2018 einen Umsatz von $ 100,27 Mrd. aus, 21,08% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet das INDEC. Zu konstanten Preisen berechnet, ergibt sich ein Rückgang von 8,7%. Dies beruht zum Teil auf geringeren gekauften Mengen, und zum Teil auf den Übergang auf billigere Marken und Produkte. Es ist der sechste Monat mit einem interannuellen Rückgang.
***
Der Umsatz der Shopping-Centers lag im Dezember zu konstanten Werten um 13,3% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet das INDEC. Die Entwicklung war bei den einzelnen Produkten sehr unterschiedlich, mit einer realen Zunahme bei Sportbekleidung und Sportprodukten, Büchern u.dgl., Parfümerien und Apotheken, wahrend die anderen Sparten alle zurückgingen, am stärksten die Elektronik und Computerbranche.
***
Der Verkauf von Immobilien lag im Januar in der Stadt Buenos Aires mit 2.027 notariellen Übertragungen um 55% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Verband der Notare der Stadt. In Werten waren es $ 10,35 Mio., 20,1% unter dem Vorjahr. Die Käufe, die mit einer Hypothek begleitet wurden, nahmen um 88% ab. Der Durchschnittspreis der Immobilien lag im Dezember um 77,6% über dem Vorjahr, aber in Dollar berechnet, um 10,5 darunter.
***
Das Schatzamt hat am Dienstag Schatzscheine für $ 43,96 Mrd. untergebracht. Davon entfielen 35 Mrd. auf Lecap in Pesos auf 71 Tage zu 41,73% (was eine Rendite von 49,37% ergibt) $ 3,79 Mrd.entfielen auf Lecap auf ein Jahr zu 40,55% (Rendite; 40,59%), und $ 5,17 Mrd. auf Lecer auf 183 Tage zu 7,12% plus CER-Index.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Die Aktionäre der brasilianischen Embraer haben dem Verkauf von 80% der Abteilung, die Passagierflugzeuge herstellt, für u$s 4,2 Mrd. an die US-Firma Boeing zugestimmt. Dieses Unternehmen will dadurch besser mit Airbus auf dem Segment der Flugzeuge mit weniger als 150 Passagieren konkurrieren. Die Übernahme muss noch von den internationalen Monopolbehörden genehmigt werden. Diese Übernahme schafft Synergien und Effizienzgewinne, konzentriert jedoch gleichzeitig das Angebot.
***
Geschäftsnachrichten
VEA
Diese Supermarktkette des Cencosud-Konzerns (Jumbo, Disco, VEA, Easy), die sich auf kleinere Geschäfte spezialisiert, hat 2019 ihre Kampagne “Der Weg zu frischen Nahrung” (Camino a la frescura) in Gang gesetzt. Das Programm besteht in Verfahren, durch die das Obst und Gemüse, dass sie verkauft, vom Ursprung bis zum Tisch der Familien frisch bleiben. Als erstes bezieht VEA nur Produkte von den Produzenten, die gute landwirtschaftliche Methoden betreiben. Außerdem muss die Ernte mit besonderer Pflege voll-zogen und die Pflanzungen mit sicherem Wasser bewässert werden. Die Erntearbeit erfolgt durch spezialisiertes Personal, und Obst und Gemüse müssen am gleichen Tag vermarktet werden. Außerdem prüfen VEA-Fachleute die Qualität und die chemischen Residualstoffe. Der Vertrieb erfolgt in hygienischen Containern, sauberen Lastwagen, und die Ware wird korrekt verladen, um Schäden und schädliche äußere Einflüsse zu vermeiden. Die VEA-Kunden sparen nicht nur was den Preis betrifft, sondern sie sichern sich, dass sie frische Ware beziehen. Deshalb läuft dieses Programm unter dem Spruch “VEA, das Sparen, das dir gut bekommt”.
TecPlata
Dieser Hafenbetreiber, der eine lokale Tochtergesellschaft der philippinischen ICTSI ist, die in 32 Häfen in 19 Ländern tätig ist, wird im März die Tätigkeit am Hafen von La Plata aufnehmen, nachdem ein Abkommen mit der brasilianischen Log-In abgeschlossen wurde, die sich auf Transportlogistik spezialisiert. TecPlata hat hier u$s 450 Mio. investiert und eine Ent- und Beladungskapazität von 450 Teus geschaffen. Die eingesetzte Fläche beträgt 41 Ha. von denen 25 Ha. auf Flächen für Container entfallen. Diese sehr moderne und effiziente Hafenanlage stellt einen wichtigen Beitrag für den Frachtverkehr mit Schiffen dar.
Coca Cola FEMSA
Dieses Unternehmen, das sich mit der Abfüllung der Flaschen und Büchsen von Coca Cola u.a. Getränken der gleichen Marke befasst und sie auch vertreibt, hat beim Arbeitssekretariat ein Präventivverfahren für Krisen für den Betrieb im Stadtviertel Nueva Pompeya beantragt. Das Unternehmen leidet unter dem Rückgang der Nachfrage, was eine logische Rezessionserscheinung ist, da es nicht unerlässlich ist, diese Getränke zu konsumieren. Die Firma will die Belegschaft von 600 Personen um etwa 10% verringern, und eine ganze Schicht abschaffen. Dieses lokale Unternehmen gehört der Coca Cola der USA und der mexikanischen FEMSA, und ist seit 1994 in Argentinien tätig. Die Belegschaft beträgt insgesamt, auch mit den anderen Betrieben. 3000 Personen.
Peñaflor
Diese führende Weinkellerei hat 2018 einen neuen Rekordexport von Wein in Flaschen erreicht, mit 68 Mio. Flaschen (51 Mio. Liter) im Wert vor u$s 174 Mio. Nachdem der lokale Weinkonsum stark geschrumpft ist müssen die Weinproduzenten sich mehr um den Export kümmern.
Jan de Nul
Diese belgische Firma, die in Argentinien mit der Ausbaggerung der Flüsse Paraná und Uruguay tätig ist, hat jetzt die Vertiefung des Uruguay-Flusses zwischen Nueva Palmira (wo der Uruguay-Fluss in den Rio de la Plata mündet) und Paysandú beendet. Der Fluss wurde auf 23 Fuß vertieft, was auch den Zugangskanal zum Hafen von Concepción del Uruguay umfasst. Die Investition betrug u$s 40 Mio., und wurde von Argentinien und Uruguay getragen.
Wirtschaftsübersicht
Pesolohn, Reallohn und Dollarlohn
Von Juan E. Alemann
Löhne und Gehälter sind im letzten Jahr nominell durchschnittlich um die 15% unter der Inflation gestiegen. Dabei bestehen große Unterschiede unter Branchen, wobei es einigen Gewerkschaften gelungen ist, mit der Inflation Schritt zu halten, und andere real weit über 20% verloren haben. Auch war der Ausgangspunkt unterschiedlich, da einzelne Gewerkschaften in den Vorjahren Lohnerhöhungen über die Inflation erreicht hatten, und die Unterschiede zwischen den einzelnen Branchen sehr groß sind. Die Rezession, die Mitte 2018 eingetreten ist, führte dazu, dass die Zulagen vor allem bei kleinen und mittleren Unternehmen sehr mäßig ausfielen, und in vielen Fällen gar nichts gewährt wurde. Das Gesamtbild der Löhne ist recht chaotisch.
Bei der langfristigen Lohnentwicklung gibt der Durchschnitt, der nicht gemäß den einzelnen Kategorien gewogen wird, die effektive Lohnentwicklung nicht wieder. Denn die Zahl der Arbeiter mit geringer Ausbildung ist stark gefallen (und der Anteil an der Gesamtbeschäftigung sinkt weiter) und der von Facharbeitern und Technikern ist stark gestiegen, wobei diese einen viel höheren Lohn beziehen. Schließlich bestehen in vielen Firmen noch zusätzliche Zahlungen, die oft schwarz gezahlt werden und somit bei der Statistik nicht auftreten. Und dann wird die Lohnstatistik noch dadurch erschwert, dass über ein Drittel der Arbeitnehmer schwarz arbeiten. Hier sind die Löhne sehr unterschiedlich, und auch statistisch schwer zu erfassen. Aus all diesen Umständen ergibt sich, dass man die Lohnentwicklung, die das Arbeitsministerium auf Grund von Durchschnittslöhnen der Arbeitsabkommen angibt, nicht so genau nehmen sollte. Der Fall ist wesentlich komplizierter, als er offiziell dargestellt wird.
Jetzt kommt bei der Analyse noch die Berechnung der Löhne in Dollar hinzu. Der Dollarlohn entspricht nicht dem Reallohn, weil sich die Abwertung nur zum Teil, höchstens 50%, auf die internen Preise abwälzt. In Dollar bemessen sind die Preise in Argentinien auch anders als in fortgeschrittenen Staaten: Lebensmittel und öffentliche Dienste sind billiger (auch nach der Erhöhung, die sich in Gang befindet), und dauerhafte Konsumgüter meistens teurer.
Folgende Tabelle, die der Ökonom Gabriel Rubinstein berechnet hat, ergibt die Entwicklung der letzten Jahre:
Eine Senkung des Dollarlohnes, wie sie letztes Jahr stattgefunden hat, verbilligt argentinische Exportprodukte. Wenn man von einem Schema der Integration in die Welt ausgeht, wie es Präsident Macri befürwortet, bei dem an erster Stelle mehr exportiert werden muss, dann müssen die argentinischen Löhne in Dollar relativ niedriger sein. Das trägt zur Konkurrenzfähigkeit bei. Rubinstein weist darauf hin, dass zur Zeit der Kirchners die Löhne in Dollar bis zu 40% höher als während der Konvertibilität (1991-2001) waren, als sie schon als zu hoch angesehen wurden. Die Macri-Regierung hat einige Zeit gebraucht, um dies zu korrigieren.
Das Problem, das sich jetzt stellt, besteht in der Beibehaltung eines niedrigeren Dollarlohnes, was bedeutet, dass der Wechselkurs nicht gegenüber der internen Inflation zurückbleiben sollte. Und das ist nicht einfach, und in der Praxis bedeutet dies, dass der Reallohn dieses Jahr weiter zurückgeht.
Ein besonderes Problem stellt sich bei multinationalen Unternehmen, bei denen die lokalen Gehälter (nicht die Löhne) vieler leitenden Angestellten direkt auf die entsprechenden in den Mutterhäusern in den USA, Deutschland oder anderen fortgeschrittenen Staaten bezogen werden. Und wenn dieses Prinzip geachtet wird, dann stellt sich ein weiteres Problem: Die Gehälter lokaler Kräfte, die im Unternehmen eine hohe Kategorie bekleiden, werden mitgezogen. Alles nicht einfach.
Wirtschaftsübersicht
Zunehmende Gasförderung und hohe Reserven
Juan E. Alemann
In Argentinien hat Gas einen hohen Anteil an der gesamten Energieversorgung, wie in keinem anderen vergleichbaren Land. Deshalb hat die Sicherung der Gasversorgung auf viele Jahre hinaus, die dank Vaca Muerta, Provinz Neuquén, jetzt besteht, eine besondere Bedeutung.
Als erstes muss hervorgehoben werden, dass die Gasförderung in diesem Gebiet im letzten Jahr stark gestiegen ist und voraussichtlich weiter steigen wird. Es ist ein schwieriges nicht konventionelles Gaslager, bei dem Gas zunächst durch unterirdische Explosionen vom Gestein getrennt werden muss. All das geschieht auf 3000 Metern Tiefe, gegen nur 1000 in ähnlichen Lagern in den USA. Die Kosten sind somit viel höher als bei konventionellen Gasvorkommen, die sich zum größten Teil nach und nach erschöpfen, und auch höher als in den USA. Es handelt sich somit um ein teures Gas, auch wenn in den letzten Jahren ein technologischer Fortschritt eingesetzt hat und die Kosten jetzt viel niedriger als noch vor einigen Jahren sind.
Die Ausbeutung von Vaca Muerta wurde schon unter der Regierung von Cristina Kirchner eingeleitet, u.a. mit einem Gemeinschaftsprojekt zwischen YPF und der US-Firma Chevron, das in Einzelheiten nicht bekanntgegeben wurde und daher suspekt war. Unter der Macri-Regierung wurden weitere hohe Investitionen auf diesem Gebiet vollzogen, und jetzt kommt dies schon in einer höheren Gasförderung zum Ausdruck. Der “Investitionsregen”, den die Macri-Regierung 2015 in Aussicht gestellt hatte, mit dem Macri jetzt von der Opposition hochgenommen wird, hat hier effektiv stattgefunden.
Die Außenhandelsbilanz auf dem Gebiet der Energie, bei der es vornehmlich um Gas geht, hat sich spürbar verbessert. Bis 2010 wies diese Bilanz einen Überschuss aus, der bis zu $ 6 Mrd. im Jahr auswies. Aber danach trat ein zunehmendes Defizit ein, das 2015 einen Höhepunkt von u$s 7,74 Mrd. erreichte. Die Kirchner-Regierungen hatten die Investitionen auf diesem Gebiet total vernachlässigt, und die Reserven, die 2003 noch sehr hoch waren, weitgehend aufgebraucht. Unter der Macri-Regierung setzte dann eine Umkehrung der Tendenz ein. Das Defizit sank im Jahr 2017 auf u$s 3,25 Mrd. und 2018 auf u$s 2,34 Mrd. 2018 (-28% gegenüber dem Vorjahr). Es wird vorweggenommen, dass die Energiebilanz beim Außenhandel in zwei bis drei Jahren ausgeglichen ist.
Dabei wird schon jetzt viel weniger Gas importiert, und in den Sommermonaten, wenn der Konsum stark abnimmt, wird auch exportiert. Der Import von Gas aus Bolivien verbleibt, und das dürfte auch so bleiben, wenn die lokale Gasförderung den Binnenkonsum voll deckt. Das Gas aus Bolivien wird dann im Norden des Landes eingesetzt, und das argentinische wird in etwa gleicher Menge über die bestehende Leitung, die in den 90er Jahren gebaut wurde, nach Chile exportiert.
Doch der Import von verflüssigtem Gas, das per Schiff ankommt, ist schon jetzt stark verringert worden und dürfte in einigen Jahren ganz aufhören. Dieses Gas ist sehr teuer, und hat bis zu u$s 15 je Mio. BTU gekostet, etwa doppelt so viel wie der Sonderpreis, der in Vaca Muerta gewährt wurde. Das Schiff, das am Hafen von Bahía Blanca lag und für die Aufnahme dieses Gases und die Umwandlung in normales Gas bestimmt war, das in die Leitung gepumpt wird, ist schon weggefahren,und statt dessen ist ein anderes angekommen, dass Gas verflüssigt, das dann exportiert wird. Für den Import von verflüssigtem Gas verbliebt noch ein Schiff mit der entsprechenden Anlage in Escobar, am Paraná-Fluss. Der Energieexperte und ehemalige Staatssekretär für Energie, Daniel Montamat, der bei der Gruppe von zehn ehemaligen Energiesekretären seit über einem Jahrzehnt die argentinische Energieproblematik studiert, rechnet damit, dass bis 2030 ein Exportsaldo beim Gas von u$s 15 bis u$s 17 Mrd. jährlich erreicht werden kann. Das erscheint übertrieben; aber auf alle Fälle wird die Energiebilanz wieder positiv sein.
Der Fall ist jedoch nicht so einfach. Das Gas, um das es jetzt geht, ist viel teurer als das konventionelle, und das schafft Probleme bei der Abwälzung auf die Inlandspreise und bei den Subventionen. Schon unter Cristina Kirchner wurde ein Sonderpreis für das Gas aus Vaca Muerta verfügt. Nachdem jetzt die Gasförderung in diesem Gebiet stark gestiegen ist, wird die Subvention zum Problem, besonders im Rahmen der durch das Abkommen mit dem IWF bedingten Sparpolitik, Die landesweite Gasförderung lag 2018 bei 47,01 Mrd. Cbm., 5,4% mehr als 2017, wobei die Zunahme ausschließlich auf das Gas von Vaca Muerta zurückzuführen ist und die Förderung in anderen Gebieten sogar abgenommen hat.
Aber jetzt hat die Regierung im Fall von Tecpetrol (Techint-Konzern), die 2018 stark zur zusätzlichen Gasförderung beigetragen hat, den zugesagten Preis von u$s 7,50 je Mio. BTU nicht für die gesamte Produktion eingehalten, sondern nur für die, die das Unternehmen beim Zuschlag des Gebietes geschätzt hat. Für den Rest, der zum Glück sehr hohen geförderten Gasmenge, wird nur u$s 4,50 gezahlt. Ob es sich um einen Vertragsbruch handelt oder eine zulässige Interpretation dürfte die Justiz gelegentlich entscheiden. Aber auf alle Fälle werden sich Unternehmen mit Investitionsvorhaben auf diesem Gebiet den Fall jetzt noch einmal überlegen. Es bedarf noch Investitionen von vielen Milliarden Dollar, um die Förderung in Vaca Muerta im erwarteten Ausmaß zu erhöhen.
Die steigende Gasförderung lässt auch einen Engpass bei den Gasleitungen in Erscheinung treten. Die optimale Lösung besteht in einer neuen Gasleitung, von Neuquén bis in die Gegend von Rosario. Das stellt jedoch eine sehr hohe Investition dar. Die andere Möglichkeit besteht in der Erweiterung der bestehenden Gasleitungen, wie sie schon in den ersten Jahren der Regierung von Néstor Kirchner vollzogen wurde, mit parallelen Röhren, die jedoch von den gleichen Pumpstationen bedient werden. Das ist billiger, aber es ist nicht sicher, dass es dabei möglich ist, die Transportkapazität im Ausmaß des Bedarfs zu erhöhen.
Obwohl Gas in Argentinien im Mittelpunkt der Energieversorgung steht, ist auch eine Zunahme der Erdölförderung vorgesehen, aber weniger betont als bei Gas. Hier geht es mehr um die Ausbeutung konventioneller Lager. In Vaca Muerta wird auch Erdöl gefördert, aber nicht so viel wie Gas. Und nicht zuletzt schreitet die Stromerzeugung auf sauberer Basis (Wasser- Wind- und Sonnenkraftwerke oder -anlagen) zügig voran. Endlich soll jetzt das Wasserkraftwerk Aña Cuá, an eine Nebenarm des Paraná-Flusses, bei Yacyretá, zugeschlagen und gebaut werden. Es ist das wirtschaftlichste von allen Projekten für Wasserkraftwerke. Auch die Wasserkraftwerke in Santa Cruz schreiten langsam voran. Der Bau anderer Wasserkraftwerke steht gegenwärtig still, weil die Finanzierung fehlt. Die Macri-Regierung hat den großen Fehler begangen, das Wasserkraftwerk am oberen Lauf des Limay-Flusses zwei Mal zu verhindern. Zunächst hatte ein russische Firma den Zuschlag erhalten, die sich zurückzog, als die Regierung die Zinsen senken wollte. Und dann geschah das Gleiche mit einer deutschen Firma. In beiden Fällen waren die Projekte gut und auch die Finanzierung in Ordnung. Dieses Kraftwerk könnte jetzt schon weit fortgeschritten sein und in ein oder zwei Jahren 700 MW zusätzlich bereitstellen.
Bei Windkraftwerken tut sich sehr viel. U.a. hat die Aluminiumfirma Aluar ein großes Projekt in Puerto Madryn, Provinz Chubut, in Angriff genommen. Die Technologie ist auf diesem Gebiet stark fortgeschritten, mit einer spürbaren Senkung der Investition pro KwSt. und auch der Stromkosten, die besonders in den sogenannten patagonischen Windkorridoren sehr günstig sind.
Die Versorgung mit elektrischem Strom reicht gegenwärtig aus, um den Konsum zu decken, auch in Spitzenzeiten. Dazu trägt jedoch auch der Umstand bei, dass der Konsum zurückgegangen ist, vor allem bei der Industrie, die im Januar 8,6% weniger als im Vorjahr verbraucht hat. Sobald die Konjunktur wieder aufwärts geht, ist die Deckung des Bedarfs sehr knapp, und es kann Probleme geben. Kurzfristig besteht die Möglichkeit, das Kraftwerk in Rio Turbio, das dort keinen Sinn hat, abzubauen und woanders zu montieren und es von Kohle auf Gas umzustellen, das jetzt in ausreichendem Umfang vorhanden ist. Das kostet wenig und kann kurzfristig vollendet werden. Das sollte sofort entschieden werden.